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Alsterdorf – was ist 
Aus- und Fortbildung noch wert?

P lötzlicher Rücktritt des Fachbereichssprechers mit
schweren Vorwürfen an die Fachbehörde – keine
Einstellungen über die Fachhochschule bis 2007 –

Personalabbau an der LPS wegen stark verringerter Ein-
stellungszahlen – chaotische Parksituation aufgrund
Flächenfehlnutzung – undurchsichtiges Vorgehen beim
Bau von Leichtathletik-Trainingshalle und Ersatzbauten –
Zwangsumzug und lange Wege für die Auszubildenden …

Zählt man nur schlagwortartig die Geschehnisse der
letzten Zeit auf, entsteht der Eindruck, dass der Stellen-
wert der Ausbildungseinrichtungen LPS und FHöV in der
Politik und der Polizei nicht der Beste zu sein scheint. Die
GdP betrachtet mit Sorge die Entwicklungen im Umgang
mit Problemen der Liegenschaft Alsterdorf.

Prof. Dr. Reimer Eggers, Fach-
bereichssprecher bzw.kommissa-
rischer Rektor der FHöV,hat sich
gerade im Umgang und in der
Arbeit mit der Polizei, besonders
mit der LPS als loyal,sachbezogen
und vor allem kompromissbereit
dargestellt.Das gemeinsame Erar-
beiten zukünftiger Ausrichtung
und Struktur der FHöV in der AG
Curriculum hat dies eindrucksvoll
gezeigt.Ein Beispiel für effektive
Arbeit, wenn sich Fachleute aus
Polizei, Schule und FHöV sach-
lich-konstruktiv zusammensetzen.

Wie uns bekannt wurde, wer-
den jedoch „nicht gesetzeskon-
forme Zustände“ vorgeworfen,
ein nicht ausreichender Personal-
bestand bemängelt und eine
„Beliebigkeit“ in der Begründung
von Entscheidungen festgestellt
bezüglich der Personalbesetzung
in der FHöV.Darauf hinzuweisen
ist die Pflicht eines gewissenhaf-
ten Organisationsleiters.

Die GdP setzt sich seit Jahr-
zehnten für die Einführung der
zweigeteilten Laufbahn ein und
unterstützt die damit zwangsläu-
fig notwendige Fachhochschul-
ausbildung durch eine anerkannte
(Fach-)Hochschule. Unser deut-
sches Rechtssystem regelt dessen
Gestaltung in eigenen Gesetzen

und stellt bewusst und gewollt die
Freiheit von Forschung und Lehre
als wichtiges Gesellschaftsgut her-
aus. Daran hat sich auch eine
Eingriffsbehörde wie die Polizei zu
halten und ist gefordert, im Rah-
men der gesetzlichen Bindungen
eine konstruktive und erfolgsori-
entierte Zusammenarbeit zu
gewährleisten. Da ist es dann
schon verwunderlich, dass die
Anzahl der Professoren in der
FHöV immer weiter herabgesetzt
wird, offene Stellen langfristig
nicht wiederbesetzt werden und
statt dessen immer mehr Kolle-
gInnen der Polizei diese Aufga-
ben übernehmen. Die Aufgaben
werden dabei sicherlich gut erfüllt,
dennoch sieht unser Rechtssystem
einen anderen Weg vor! Auch
wenn sich der Senat für die Auf-
lösung der FHöV und die Bildung
einer eigenständigen Hochschule
entschieden hat und dies zu vielen
Problemen führt,wäre gerade mit
den bisherigen Verantwortlichen
ein Kompromiss zu finden gewe-
sen. Stattdessen resignieren nach
und nach diejenigen, denen die
Ausbildung am Herzen liegt,weil
sie sich nicht mehr ernst genom-
men fühlen oder für ihre Tätig-
keit nicht mehr den notwendigen
Rückhalt spüren. Das geht ein-

deutig zu Lasten der Studieren-
den, die ja zukünftig das Rück-
grat der Führungsebene der Ham-
burger Polizei bilden sollen.
Schlimm,wenn dann der Behörde
vorgeworfen werden muss, dass
deren Ansichten „offenbar Vor-
rang vor hochschulrechtlichen,
hochschulangemessenen und
pädagogischen Erfordernissen“
haben …

Das aufgrund der durch den
Senat zu verantwortenden stark
reduzierten Einstellungszahlen
auch Personal an FHöV und LPS
abgebaut werden muss, ist logisch
und nur konsequent. Dabei soll-
ten jedoch die Rahmenbedin-
gungen und gesetzlichen Vorga-
ben beachtet werden.Fatal,würde
man die Vorschläge der Fachleute
von LPS und FHöV dabei
unberücksichtigt lassen. Zu wel-
chen Ergebnissen unüberlegtes
Kahlschlagen führen kann, sieht
man an den Entwicklungen in der
Berliner Polizei.

Kritisch zu sehen ist auch der
Umgang mit der Liegenschaft
selbst. Das ehrgeizige Projekt
„Leichtathletikhalle“ für die
gescheiterte Olympiabewerbung
Hamburgs wird fortgeführt. Auf
dem Gelände der Polizei lässt 
der Senat eine zig Millionen teure
Leichtathletik-Trainingshalle bau-
en und nimmt den Polizeibeschäf-
tigten den Raum für angemessene
Aus- und Fortbildung! Bitter genug
ist schon, dass durch den Bau eine
erhebliche Anzahl von Plätzen für
die Fahrzeuge der Beschäftigten
und Gäste der Einrichtung entfal-
len bzw. komplett vernichtet wer-
den; das Chaos auf den Straßen
rund um die Carl-Cohn-Straße lässt
sich schon jetzt bei gesperrtem
Antreteplatz leicht erkennen.

Unnötig ist der Druck,mit dem
dieses Prestige-Objekt durchge-
peitscht werden soll, unabhängig
von planerischen Vorgaben und

Erfüllung von Vorbedingungen.
So hätte mit den Bauten bequem
gewartet werden können, bis die
erforderlichen Ersatzbauten her-
gestellt sind und alle Fachbereiche
adäquaten Ersatz für die geplan-
ten Hallenabrisse und Raumbe-
schränkungen bekommen hätten.
Aber offenbar ist der Behörde
auch hier schnelles Handeln und
Ignorieren von Bindungen und
rechtlichen Vorgaben wichtiger.
Da kann dann auch noch schnell
eine Übergangs-Ersatzhalle auf
dem Antrete- und Sportplatz der
LPS in Windeseile aufgebaut wer-
den.Wer stellt die Frage nach den
– so sagt man – 370 000 € – die
allein diese Halle kostet? Wen
interessiert es schon,dass die Kol-
leginnen und Kollegen KEINE
Außenplätze mehr für Sport und
andere Übungen auf dem Ge-
lände haben, dass es in der Lie-
genschaft zukünftig keinen Hub-
schrauberlandeplatz mehr gibt?
Dass die Bewerber für den Poli-
zeidienst schon seit einiger Zeit
nur noch um die geparkten Pkw
laufen müssen, ist ja schon ein
gewohntes Bild … Dass aber
zukünftig wichtige Übungsein-
heiten schlichtweg nicht mehr
durchgeführt werden können,weil
kein Platz mehr vorhanden ist, ist
schon skandalös. Das dabei die
Schulbehörde den freien Platz der
später „aufgestelzten“ Halle lieber
Skateboardern zur Verfügung stel-
len will, statt für die Polizei Stell-
plätze bereitzuhalten, erinnert
schon eher an Vorgänge im Städt-
chen Schilda … und die 35 000 €
für die neue Schrankenanlage der
LPS hätte man sicher auch anders
einsetzen können.

Nur energischem Gegenhalten
der Verantwortlichen ist es zu ver-
danken, dass die Auszubildenden
zukünftig nicht 1,5 km rund ums

Fortsetzung auf Seite 2
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Gelände laufen müssen, nur um
an ihre Spinde zu gelangen. Pres-
tigeobjekte mag Hamburg brau-
chen, Sportförderung ist sicher
unumgänglich.Aber wenn Schnell-
schüsse und hektisches Planen auf
dem Rücken der Beschäftigten

der Polizei ausgetragen werden
und zu einer deutlichen
Schwächung der Möglichkeiten
von Aus- und Fortbildung führen,
ist die Hamburger Politik auf dem
falschen Weg! Eine moderne Poli-
zei braucht eine moderne Aus- und
Fortbildung. Das muss mit den
gesetzlichen Vorgaben möglich

sein und braucht die Rücken-
deckung der Behörde,die die dafür
erforderliche Ausstattung und
Gestaltungsmöglichkeiten bereit-
halten muss. Dafür wird sich auch
zukünftig die GdP einsetzen.

André Bunkowsky
Landesvorsitzender

Fortsetzung von Seite 1

REDAKTIONSSCHLUSS
für die April-Ausgabe ist der 

5. März 2005.

Seminar 2005

B ereits seit vier Jahren werden von Rüdiger Jekubik und Jörn Clasen Seminare
angeboten, die immer etwas Besonderes sind. Es fällt jedoch nicht schwer, zu
beschreiben, worum es dabei eigentlich geht. Früher hätte man gesagt, dies

sind gewerkschaftliche Grundseminare.

Aber das gehört der Vergan-
genheit an. Ziel dieser Seminare
soll es in knapp fünf Tagen sein,
zu verstehen, dass es gerade in
wirtschaftlich schwierigen Zeiten
notwendig ist, sich für andere zu
engagieren.Das auf diesen Semi-
naren der Spaß bislang nicht zu
kurz gekommen ist, können
sicher auch die Teilnehmerinnen
und Teilnehmer bestätigen, die
bereits dabei waren.

Der Termin:

23. Mai – 27. Mai 2005
Erkner, bei Berlin

Wir klären Fragen wie:

– Was ist eigentlich die
GdP?

– Was lässt sich mit
gewerkschaftlicher
Arbeit erreichen?

– Wo kann ich mitma-
chen?

– Personalrat und Ge-
werkschaft, wo ist
eigentlich der Unter-
schied?

Okay, alles viel zu theoretisch.
Da hilft nur eins, anmelden und

mitmachen.Nur wer dabei gewe-
sen ist, kann mitreden.

Lediglich 10,– € pro Tag
beträgt der eigene Anteil. Die
Anmeldung, das genaue Pro-
gramm sowie die Möglichkeit, für
die Zeit des Seminars Bildungs-
urlaub zu erhalten, könnt ihr an
der Geschäftsstelle der GdP unter
der Telefonnr. 0 40/28 08 96-0
erfragen. Oder schaut einfach in
der Geschäftsstelle, Hinden-
burgstr. 49 (Barcardi-Turm) vor-
bei. Natürlich stehen auch Rüdi-
ger, LBP 501, und Jörn, ZD 522,
für Fragen (einfach anrufen oder
per Mail) zur Verfügung.

Der Landesvorstand

KOMMENTAR

Nicht nur der Senat, die
Juristen der Innenbehörde und
der Eingabenausschuss der
Hamburgischen Bürgerschaft
beschäftigen sich mit diesem
Vorgang. Auch im Kreise der
Hamburger Polizisten wird
darüber diskutiert.

Was würde eigentlich passie-
ren, wenn ein Polizeibeamter
sieben Pfeifen mit einem Kof-
fer im Wert von fast 2000 Euro
annehmen würde? Das
Annehmen von Geschenken
unterliegt zumindest bei Poli-
zisten besonderen Regularien.

Dass dies nicht für den Chef
der Innenbehörde, dem Chef
aller Polizisten, gelten soll, fällt
schwer zu verstehen.

Vielleicht eine Idee für die
Zukunft: Falls man irgend-
wann beabsichtigt, die Rege-
lungen zur Annahme von
Geschenken zu lockern, kann
ja gleich eine Spendenver-
pflichtung für caritative
Zwecke eingebaut werden.
Tipps dazu gibt’s es bestimmt
beim Senator. ... Jürgen Lamp

Geschäftsführer

U nser Innensenator Udo Nagel hat mit Günter Grass,
Altkanzler Helmut Kohl und Verteidigungsminister
Peter Struck etwas gemeinsam. Es sind deutsche

Persönlichkeiten, die alle vom Tabakforum mit dem Titel
„Pfeifenraucher des Jahres“ ausgezeichnet wurden.

Wirbel um sieben Pfeifen
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Anzumeldende Waffen

„Im Rahmen der Erteilung des
kleinen Waffenscheines wäre es
äußerst sinnvoll,die darunter fal-
lenden anzumeldenden Waffen
sowie den Käufer bereits BEIM
KAUF registrieren zu lassen“

verdeutlicht der Landesvorsit-
zende André Bunkowsky in einer
Presseerklärung. „Dass ist natür-
lich ein kleiner Mehraufwand für
die Gewerbetreibenden, ist aber
der einzig mögliche Weg, eine
verlässliche Registrierung und
auch Abschreckung zu erreichen.
Dazu müsste der Verkauf von

diesen Waffen auch auf ausge-
wählte Spezialgeschäfte be-
schränkt werden.“ André Bun-
kowsky weiter: „Der Zustand,
dass diese Waffen bei jedem
,Wald- und Wiesengeschäft‘ in
Touristenläden und beim ,hier-
gibts-alles‘-Laden auf dem Kiez
in den Schaufenstern liegen, ist
einfach unhaltbar und fördert
geradezu die illegalen Bestre-
bungen.Wer sich seine Waffe für
unlautere Absichten kauft, wird
hinterher nicht zur Polizei gehen
und sie registrieren lassen.“

Eine Forderung, die die GdP
von Anfang an in ihren Beteili-
gungen auch auf Bundesebene
vorangetrieben hatte und die in
den Referentenentwürfen zum
neuen Waffengesetz auch noch
enthalten waren, dann jedoch
(aufgrund Widerstandes aus dem
Wirtschaftsbereich?) wieder her-
ausgenommen wurden und somit
das neue Waffengesetz zum
stumpfen Holzschwert verkom-
men ließen.

Täuschend echte 
Soft-Air-Waffen

Für die Vielzahl an Soft-Air-
Waffen und anderer täuschend

echt aussehender „Spielzeug-
waffen“ ist aufgrund der damit
verbundenen Gefährdungssitua-
tionen aus Sicht der GdP ein
generelles Verkaufsverbot anzu-
streben.Die SPD-Fraktion unter-
stützt den Vorstoß der GdP für
einen härteren Kurs gegen Soft-
Air-Waffen und kündigte eine
entsprechende Initiative im
Innenausschuss der Bürgerschaft
an, der Ende Februar über Ver-
schärfungen des Waffenrechts
berät. „Eine Verbotsnorm über
bestimmte täuschend echte
Scheinwaffen muss wieder ins
Waffengesetz rein. Das Droh-
und Gefährdungspotential gerade
bei täuschend echten Kriegswaf-
fen und Maschinenpistolen ist
einfach zu groß“, sagte heute der
SPD-Innenexperte Dr. Andreas
Dressel: „Wir werden dazu einen
Vorschlag für eine Bundesrats-
initiative machen und hoffen auf
einen breiten Konsens mit CDU
und GAL.Die Gefährdungen für
Polizei und Bürger sind offen-
kundig.“ Es sei unverständlich,
dass das ansonsten verschärfte
Waffengesetz an dieser Stelle
liberalisiert worden sei.

Jörn Clasen

Nach mehreren bundesweiten Fällen in 2004 ist es
im letzten Monat nun auch in Hamburg zu einem
Vorfall mit täuschend echten Soft-Air-Waffen ge-

kommen. Deshalb ist es nach Ansicht der GdP erforder-
lich, bereits beim Kauf dieser zum Verwechseln ausse-
henden „Waffen“ regelnd einzugreifen. Die GdP-Forde-
rung ist dabei klar: Den Verkauf dieser Soft-Air- und Spiel-
zeug-Waffen komplett zu verbieten, sofern sie den echten
Waffen zum Verwechseln ähnlich sind. Daneben ist aber
auch eine Veränderung bei Waffen anzustreben, für die
die Regelungen des „kleinen Waffenschein“ gelten.

Gefährdung durch „Spielzeugwaffen“

TERMINE

N achdem im letzten
Jahr bei den Teil-
nehmern und Besu-

chern unserer Veranstal-
tungen immer wieder der
Ruf laut wurde, „wann
geht es wieder los?“,
haben wir für 2005 die
PAZ-Fete, das Fußballtur-
nier und die Vertrauens-
leute-Fete schon vorge-
plant.

PAZ-Fete
• 10. März ab 20.00 Uhr

Fußball und PAZ-Fete
• 15. September

Vertrauensleute-Fete
• 5. April in der LBP

Jörn Clasen

PAZ, Fussi und VL
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Hände weg 
von der Straßenverkehrsbehörde!

Der Vorschlag des Finanzsenator Peiner, die
„Straßenverkehrsbehördlichen Angelegenheiten“
auf die Bezirksämter zu verlagern, stößt bei der

Gewerkschaft der Polizei auf heftige Kritik.
Dazu der Geschäftsführer der GdP Hamburg, Jürgen

Lamp: „Schon wieder eine Idee des Finanzsenators, die
wenig von Fachkompetenz geprägt zu sein scheint. Unge-
heuerlich, dass Finanzsenator Peiner erneut in andere
Behördenbereiche eingreifen will, ohne sich über die Aus-
wirkungen bewusst zu sein. Die Straßenverkehrsbehörde
muss bei der Polizei bleiben.“

Unter dem Aspekt der Stel-
lenstreichungen der Polizei rückt
dieser Vorschlag aber in ein
besonderes Licht.152 Stellen sol-
len im Rahmen der Neuorgani-
sation der Polizei „grundsätzlich“
in den Stäben der Polizei einge-
spart werden.

Tatsächlich muss der Verdacht
gehegt werden, dass über die
Schiene der geplanten Bezirks-
verwaltungsreform versucht wird,
einen Teil der Stellenstreichun-
gen, ca. 80 an der Zahl, zu erbrin-
gen. Sollen hier zwei Fliegen mit
einer Klappe geschlagen werden?

Die Argumente, die für einen
Verbleib der Aufgaben bei den
PK sprechen, sind deutlich:

Die Aufgabenbereiche der
STVB sind in der STVO gere-
gelt und sie strahlen in die all-
gemeine Verwaltung hinein. Die-
ses wird insbesondere bei Orts-
terminen wichtig, um vor Ort
sofort Auflagen und mündliche
Anordnungen erteilen zu kön-
nen.

Die Beurteilung der Arbeits-
stellen im Sinne des Wegerechtes
und des Verkehrsrechtes – hier
ist in jedem Fall die Anhörung

der Straßenverkehrsbehörde not-
wendig.

Die Aufgabe der Straßenver-
kehrsbehörden ist es, über
UDEFO die Verkehrsunfälle zu
analysieren und anhand der Aus-
wertung Vorschläge für die Ver-
besserung der Verkehrssicherheit
zu erstellen. D. h. unter Umstän-
den bauliche Maßnahmen oder
Veränderung der Beschilderung
oder Lichtzeichenschaltungen der
Unfallkommission vorzuschlagen.

Die STVB ist für die einzel-
nen Abteilungen eines PK
Dienstleister mit Informationen
zu Baustellen im PK-Bereich.

Bei der Überwachung von
Baustellen/Arbeitsstellen im
öffentlichen Verkehrsraum hat
die zuständige Straßenverkehrs-

behörde gem. StVO alle Mög-
lichkeiten der Einflussnahme
(von der Einstellung der Arbei-
ten bis hin zum Bußgeldverfah-
ren).Damit wird durch die POLI-
ZEI/Straßenverkehrsbehörde die
unmittelbare Verkehrssicherheit
produziert.

Die Mitarbeiter der STVB sind
bei Veranstaltungen, Demons-
trationen oder bei AAH-Aufru-
fen als Einsatzkräfte tätig.

Trotz dieser vielfältigen Auf-
gaben sieht der Plan des Finanz-
senators Peiner vor, diese Stel-
len bei der Polizei einzusparen.

Die Tiefbauabteilungen der
Bezirksämter bekommen laut
Finanzbehörde für die umfang-
reichen Aufgaben keine Stellen
hinzu. Nach dortiger Einschät-
zung wird man dann mit den
zusätzlichen Aufgaben erheblich
überlastet.

Dieses würde eindeutig zu
Lasten der Verkehrssicherheit
und der Kundenorientierung der
öffentlichen Verwaltung gehen.

Kann das wirklich gewollt
sein? Klaus Baumgarten

Klaus Baumgarten vor Ort

A. Bunkowsky und LBPL, Herr Born

GdP unterstützt Einsatzkräfte der LBP

Mit Beginn des neuen Jahres wurden bundesein-
heitlich neue „Kurz“-Berichte für die Dokumen-
tation von Ingewahrsamnahmen bei Demonstra-

tionen u. Ä. eingeführt, so auch bei der Landesbereit-
schaftspolizei in Hamburg.

Mit der Neugestaltung musste
sich aufgrund der notwendigen
Inhalte vom praktischen DIN-
A5-Format verabschiedet wer-
den; beim neuen Vordruck han-
delt es sich um einen DIN-A4-
Mehrfachsatz im Durchschreib-
verfahren. Mit diesem Format
verändert sich auch die bisherige
Erfassungstechnik, bei der gerne
der Rücken eines/-r Kollegen/-in

als feste Unterlage genutzt wurde.
Der neue Vordrucksatz lässt sich
so kaum korrekt ausfüllen; stabile
Unterlagen für die Einsatzkräfte
waren erforderlich.

Die Bezirksgruppe LBP der
Gewerkschaft der Polizei hat die
Handhabungsprobleme sowie
den damit entstanden Bedarf an
Schreibunterlagen erkannt und
sofort gehandelt. Auf Initiative

unseres Bezirksgruppenvorsit-
zenden Uwe Koßel bemühte die
GdP ihre guten Kontakte, wurde
seitens der gewerkschaftseigenen
PVAG schnell und unbürokra-
tisch unterstützt.

So konnte der Landesvorsit-
zende der GdP während eines
Gespräches mit der Leitung der
LBP achtzig Schreibmappen an
die Züge der LBP übergeben,
so dass ab sofort in jedem Zug
vier Mappen für die Erfassung
der Vordrucke zur Verfügung
stehen. Leider konnten Uwe
Koßel und der Vorsitzende der
FG SCH, Rüdiger Jekubik, die
Mappen nicht selbst übergeben:
sie mussten aufgrund einer aktu-
ellen Demonstration kurzfristig in
den Einsatz abrücken. …

André Bunkowsky
Landesvorsitzender
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Höhergruppierung für Angestellte beim
Städtischen Ordnungsdienst?

Die Kolleginnen und Kollegen des Städtischen Ord-
nungsdienstes (SOD) bringen nicht nur Ordnungs-
widrigkeiten zur Anzeige, sie verhindern sie auch.

Dazu dürfen sie
• Personalien feststellen
• Personen festhalten, erforderlichenfalls unter Anwen-

dung von Zwangsmaßnahmen
• Platzverweise aussprechen und durchsetzen
• Ersatzvornahmen tätigen
• Gegenstände sicherstellen

Darüber hinaus wird der SOD auch im Rahmen der
Gefahrenabwehr tätig.

Viele Kolleginnen und Kolle-
gen sind aufgrund der Aufga-
benvielfalt an die GdP herange-
treten, da sie Chancen für eine
Höhergruppierung sahen.

Dies wurde jedoch durch das
Personalreferat abgelehnt.

Die Enttäuschung war groß.
Unsere Vertrauensleute Heike
Passenheim und Sven Kurten-
bach wurden bei ihrer Gewerk-

schaft vorstellig und beantragten
für alle Kolleginnen und Kollegen
des SOD eine rechtliche Über-
prüfung.Verständlich,dass unsere
Kolleginnen und Kollegen die
GdP baten, den Sachverhalt zu
überprüfen.

Ein guter Anlass, um mit der
Dienststellenleitung, Herrn Uwe
Bretschneider, ins Gespräch zu
kommen um die Angelegenheit
zu erörtern und Einfluss zu neh-
men.

Neben Gesprächen mit der
Dienststelle haben sich unsere
Tarifexperten auf Landesebene
und Alberdina Körner, unsere
Fachfrau auf Bundesebene,
zusätzlich mit der Eingruppie-
rung der Angestellten im Bereich
des  Hamburger SOD eingehend
beschäftigt und die Wünsche der
Kolleginnen und Kollegen
geprüft.

Wir geben
hiermit das Er-
gebnis unserer
Fachfrau in ver-
kürzter Form
wieder:

„Nach Prü-
fung der mir
übersandten Un-
terlagen muss ich
mich leider der
Entscheidung
des Personalre-
ferates anschlie-
ßen. Der An-
tragssteller, …
(er ist Angestell-

ter beim SOD) verfügt nicht über
die notwendige Prozentzahl
„selbständiger Leistungen“ laut
vorgelegter Stellenbeschreibung.
… Für eine Eingruppierung in
die Vergütungsgruppe V c FG.
1b müsste der Anteil selbständi-
ger Leistungen mindestens
33,33% betragen. Nach vorlie-
gender Tätigkeitsbeschreibung
erfüllt die selbständige Leistung
wesentlich weniger. Die ange-
sprochene Rechtssprechung

(BAG-Urt. vom 19. 3. 1986 – 4
AZR 642/84) lässt ebenfalls kei-
nen anderen Schluss zu als dass
einer Höhergruppierung nicht
entsprochen werden kann. … Es
tut mir leid, euch kein erfreuli-
cheres Ergebnis mitteilen zu kön-
nen. Um erfolgreich eine Höher-
gruppierung durchzusetzen, müss-
te der Kollege weitere selbstän-
dige Leistungen vorweisen. Die
gehen aus der Stellenbeschrei-
bung jedoch nicht hervor.“

Die vollständige Begründung
und das maßgebende Urteil des
Bundesarbeitsgerichtes ist an der
Geschäftsstelle der GdP oder bei
den Vertrauensleuten Passen-

heim und Kurtenbach zu erhal-
ten.

ps:Wie gefährlich die Tätigkeit
im SOD ist hat sich am 31.1.2005
erwiesen.Ein herrenloser aggres-
siver Hund hat drei Menschen
verletzt. Die Kollegin Passen-
heim, den Kollegen Kurtenbach
sowie ein Spaziergänger, die den
Hund einfangen wollten. Dabei
wurde dem Passanten ein Finger
abgebissen, unsere beiden Ver-
trauensleute wurden durch Bisse
an den Händen verletzt.Wir wün-
sche den Verletzten gute Besse-
rung.

Jürgen Lamp
Geschäftsführer

J. Lamp zu Gast beim Leiter des SOD, Herrn Bret-
schneider (l.)

Anzeige
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Anmerkungen zur Finanzsituation

Rosamunde Pietsch wird 90

W ir kennen die desolate Finanzlage des Bundes
und der Länder und haben als Beamte und Pen-
sionäre bereits genügend Einschnitte erfahren,

müssen aber als Bürger dieses Staates diese ebenso
hinnehmen, wie alle anderen Arbeitnehmer und Rentner. 

U nsere Rosamunde Pietsch ist am 2. 2. 2005 runde
90 Jahre alt geworden. Zu diesem Ehrentag gratu-
lieren wir dir, liebe Rosamunde, alle recht herzlich

und wünschen dir weiterhin vor allem Gesundheit. 

Aber auch der heutige Stand
wird nach meinen Informationen
noch nicht das Ende sein. Wird
doch in der Regierung bereits
daran gebastelt, unsere Pensio-
nen im Laufe der Zeit auf etwa
67% herunterzufahren.Auch für
die aktiven Kolleginnen und Kol-
legen stehen weitere Änderun-
gen durch die Einführung eines
„Leistungsprinzips“ ins Haus.Auf
Bundesebene wird daran gebas-
telt.

Wie passt das alles zusammen
mit den vielfältigen Einkünften

und „Pensionen“ unserer Politi-
ker, mit den Mehrfacheinkünf-
ten. Für mich ist es heute kein
Wunder mehr, dass bei Parla-
mentssitzungen die Bänke über-
wiegend leer sind. Bei bis zu
einem Dutzend Nebenjobs ist
dies kein Wunder und die bishe-
rige Darstellung, dass man dann
in Ausschüssen pp. tätig ist,dürfte
zwischenzeitlich auch widerlegt
sein. Nach den Zeitungsberich-
ten der letzten Monate entsteht
bei mir der Eindruck, dass für
viele das Mandat nur ein lukra-

tiver Nebenjob ist. Und diese
Menschen entscheiden über
unsere Zukunft,obwohl sie kaum
anwesend sind. Nur, wenn es um
politisch brisante Themen geht,
die für die Parteien wichtig sind,
dann sind auch alle zur Stelle.
Dann herrscht auch Fraktions-
zwang. Sollte es nicht eigentlich
Gewissensentscheidungen
geben? 

Trotz dieser teilweise unüber-
sichtlichen Situation im finanzi-
ellen Bereich, haben die Bürger
der Bundesrepublik Deutschland
bewiesen, wie sensibel und
großzügig sie sind,wenn eine Not-
lage eintritt. Sehr schnell setzte
nach der Flutwelle in Südostasien
eine große Spendenbereitschaft
ein. Bis heute wurden lt. Zei-
tungsberichten ca. 400 Mio. Euro

gespendet und das begann bereits
kurz nach der Flut, bevor unsere
Politiker dazu aufriefen. Die
Deutschen helfen, wenn es nötig
ist. Es bedarf nicht unbedingt
großer Anstöße.

Das wenige was man in die-
sem Zusammenhang gehört hat,
dass die Bundesregierung den
Betrag von 500 Mio. Euro (Steu-
ergeld) als Stiftung beschlossen
hat, sie hat sich damit an die
Spitze der Länder gesetzt. Ich
denke, wir können dies trotz der
schlechten Wirtschaftslage ver-
kraften, hätten aber neben der
Aufforderung der Bevölkerung,
etwas zu spenden, auch gerne
unsere Politiker als Vorbilder
gesehen.

Hans-Hermann Fritsche

Wie bereits in der Presse dar-
gestellt, tratest du 1945 in deinen
Traumberuf, einen „Männerbe-
ruf“, ein. Mit Sicherheit kein
leichter Schritt.Aber die Tatsache,
dass du einer Polizistenfamilie
entstammst – also auf Erfahrung
zurückblicken konntest – hat dir
– neben deinem Durchsetzungs-
vermögen – geholfen.

Du hast in Hamburg die WP
„Weibliche Schutzpolizei“ auf-
gebaut. Ziel dürfte es sicherlich
gewesen sein, den Männern zu
beweisen, dass es auch im Poli-
zeiberuf nicht ohne Frauen geht.
Die Entwicklung hat dir recht
gegeben.

Liebe Rosamunde,
du bist aber auch eine Mitbe-

gründerin der Gewerkschaft der
Polizei. Früher gab es für Poli-
zeibeamte keine Gewerkschaf-

ten. Du tratest im Januar 1949
dann der beruflichen Vereinigung
(Taube-Verein) bei,die dann 1950
als Institution insgesamt in
„Gewerkschaft der Polizei“
umbenannt wurde, also der
Grundstock unserer Organisa-
tion war. Du bist deiner Gewerk-
schaft bis heute treu geblieben
und nimmst weiterhin regelmäßig
an unseren monatlichen Seni-
orenveranstaltungen teil. Ge-
spräche mit Kolleginnen und Kol-
legen sowie die Ausführungen
der Referenten erwecken wei-
terhin dein Interesse.

Am 2.2.2005 hattest du alle,die
dir etwas bedeuten, eingeladen.
Verwandte,Freunde,Kolleginnen
und Kollegen waren erschienen,
um der „Mutter der Polizistin-
nen“ die Ehre zu erweisen, ihr zu
gratulieren.Deine Gewerkschaft

war durch Rita Bantin (stellv.Vor-
sitzender der Fachgruppe Senio-
ren) und Jürgen Lamp (stellv.
Landesvorsitzender) vertreten.
Jürgen hat dir in seinem Gruß-
wort für deine Verbundenheit zur
GdP den Dank der Gewerkschaft
überbracht.Wir alle wünschen dir,
liebe Rosamunde, weiterhin

Gesundheit und Kraft, deinen
Aktivitäten nachzugehen. Ich
wünsche, dass du der GdP wei-
terhin die Treue hälst, damit wir
dir im Frühjahr 2009 als erste die
Urkunde für 60-jährige Gewerk-
schaftszugehörigkeit überreichen
dürfen.

Hans-Hermann Fritsche

Alles Gute zum Geburtstag: Rita Bantin und Jürgen Lamp gratulieren
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FACHGRUPPE WASSERSCHUTZPOLIZEI

Nun wissen wir es!

Aus den Medien konnten wir am 2. Februar 2005
erfahren, dass der Hamburger Senat 745 Millio-
nen Euro in den Hamburger Hafen investieren will,

um diesen für den Containerboom bis 2009 fit zu
machen!

Zitat des Wirtschaftssenators Gunnar Uldall (CDU) im
Rahmen der Pressekonferenz: „Mit den Investitionen wol-
len wir den Hafen konsequent weiterentwickeln und so
einen Grundpfeiler für das weitere Wachstum in der Han-
sestadt setzen!“ Ferner teilte er mit:

„Wir haben keinen Monat zu verlieren“!

D er Gesundheits- und Arbeitsschutz, dabei vor
allem die Bekleidung, war schon immer ein
besonderes und wichtiges Aufgabengebiet für

uns. Immer wieder hatten wir die Wintermütze WS gefor-
dert und keine Gelegenheit ausgelassen, um diese bei
den Verantwortlichen anzumahnen.

Das Geld soll unter anderem
in den mittleren Freihafen (Stein-
werder) fließen! Auf Steinwer-
der sollen neue Containertermi-
nals entstehen und so wird ein
großer Teil der bisherigen Was-
serflächen zugeschüttet und zu
neuen Containerumschlagplät-
zen hergerichtet werden. Ansäs-
sige Firmen sollen umgesiedelt
werden.

„Was passiert mit dem
WSPK 2 am ,Rossdamm
2‘ auf Steinwerder?“

Die politisch Verantwortlichen
und die Behördenleitung wuss-
ten es vermutlich schon länger,
denn darum wurde der Erweite-
rungsbau des WSPK 2 immer wie-
der verschoben. Wir fragen den
Wirtschaftssenator,Herrn Uldall,

und den Innensenator, Herrn
Nagel:
• „Werden die „Gründungspfei-

ler“ des WSPK 2 die Grund-
pfeiler des zukünftigen Con-
tainerterminals auf Steinwer-
der?“

• „Was planen sie mit dem
Dienstgebäude WSPK 2?“

• „Wird es einen neue Standort
des WSPK 2 geben?“

• „Verbleibt das Gebäude auf
dem neuen Containergelände?“

• „Wird das Dienstgebäude WSPK
2 in das neue Terminalabferti-
gungsgebäude umgewidmet?“

Die GdP vertritt die Auffas-
sung, dass keine Zeit mehr zu
verlieren ist und appellieren an
die verantwortlichen Senats-
mitglieder, unseren Kolleginnen
und Kollegen der Wasserschutz-
polizei mitzuteilen, wann Sie
endlich mit einem Dienstgebäude
rechnen können, in denen alle
Kollegen des WSPK 2 unter-
gebracht werden (auch das der-
zeit noch ausgegliederte Sach-
gebiet „Hafensicherheit“ im
Brooktor).

Denn auch dieses Dienstge-
bäude wird im Sommer abgeris-
sen, um für die Fortentwicklung
der Hafencity Platz zu schaffen.

Wir freuen uns auf die Zu-
kunftsgestaltung des Hamburger
Hafens.

Die Kolleginnen und Kollegen
der Wasserschutzpolizei werden
alles tun, um für die Sicherheit
im Hamburger Hafen zu sorgen!

Peter Leiste 
Stellv. Landesvorsitzender

Selbst bei der dienstlichen
Bekleidungsumfrage vor einigen
Jahren war es Wunsch der Beleg-
schaft. Denn zumal es die alte
Wintermütze,mit der Einführung
des LZN (Logistik Zentrum
Niedersachsen), nicht mehr für
die WS-Kolleginnen und -Kolle-
gen gibt. Nun bewegt sich aber
etwas. Nachdem Herr Koppehel
(LPV/L) in einem durch die GdP
initiierten Gespräch zugesagt hat,
die Wintermützenbekleidung für

die WS anzuschaffen, hat Herr
Ziesemer (LPV 23) den Auftrag,
die Beschaffung der Mütze in die
Wege zu leiten.

Den ersten Entwurf einer Win-
termütze legte eine Hersteller-
firma Ende Dezember vor.

Dieser vorgelegte Modellent-
wurf entsprach nicht den Anfor-
derungen einer modernen
Dienstmütze und wurde seitens
der LPV 23 zurückgesandt. Die
Firma muss nun schnellsten nach-

arbeiten, denn bis zum Sommer
(so die LPV 23) wird die Winter-
mütze vorliegen und kann damit
zum nächsten Winter bestellt wer-
den.

Wir danken der LPV, dass sie
vor allem angesichts des Enga-
gements der GdP unseren Vor-
schlägen gefolgt ist und die Kol-
leginnen und Kollegen nicht auch
noch den Winter 2005/2006 mit
kalten und ungeschützten Ohren
ihren Dienst verrichten müssen.

Cargohose 
auch für die WS!

Die Kolleginnen und Kollegen
der Wasserschutzpolizei sprachen
den Fachgruppenvorstand WS in

den letzten Wochen immer wie-
der daraufhin an, dass die für die
Schutzpolizei angebotene Car-
gohose (neue Uniformhose ab
Mai 2005) auch für den täglichen
Dienst der Wasserschutzpolizei
besonders geeignet wäre,da diese
auch u. a. entsprechende Taschen
hat, um die bei sich mitzufüh-
renden Unterlagen zu verstauen.

Die Fachgruppe WS greift das
Thema auf und startet umgehend
eine Umfrage zu der Beschaffung
einer Cargohose.

Der Fachgruppenvorstand WS

Das WSPK 2, Zukunftsplänen im
Weg?

Die Wintermütze kommt, die Cargohose
auch?
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WIR GRATULIEREN ZUM

Tag + Nacht

Anzeige

70. Geburtstag

1. März 2005
Rudi Manns
Gretel Zinke
11. März 2005
Harald Meier
12. März 2005
Klaus Stange
17. März 2005
Ernst Zelle
26. März 2005
Jürgen Glashoff
28. März 2005
Karl-Heinz Katthöfer

80. Geburtstag

4. März 2005
Emil Röhrle
7. März 2005
Bruno Fröhlich
11. März 2005
Horst Beckmann
28. März 2005
Carl-Heinz Filter
30. März 2005
Ursula Bunge

85. Geburtstag

9. März 2005
Horst Wendt
11. März 2005
Georg Majewski

16. März 2005
Herbert Kirschner
16. März 2005
Hans Rudolph
24. März 2005
Kurt Hopp
27. März 2005
Erna Jalaß

86. Geburtstag

8. März 2005
Käthe Nienburg

87. Geburtstag

17. März 2005
Helmut Dingler

88. Geburtstag

3. März 2005
Hermann Krüger
7. März 2005
Johanna Schmidt
14. März 2005
Erwin Troitsch
21. März 2005
Gerhard Malzahn

89. Geburtstag

6. März 2005
Berta von der Burg

27. März 2005
Elfriede Droste
30. März 2005
Ilse Helwig

90. Geburtstag

3. März 2005
Dora Lobschat
10. März 2005
Anna Kalmring
15. März 2005
Sophie Delfs
24. März 2005
Magdalene Gawellek

91. Geburtstag

7. März 2005
Bernhardine Neumann
8. März 2005
Otto Döcke
15. März 2005
Gertrud Liebelt
23. März 2005
Hermann Timm
28. März 2005
Helmut Mayer

92. Geburtstag

6. März 2005
Inga Awe
20. März 2005
Adolf Eiben

93. Geburtstag

7. März 2005
Friedrich Weiße

95. Geburtstag

3. März 2005
Marie Martens

25-j. Dienstjubiläum

3. März 2005
Ralf Hölterling
POK PK 31
25. März 2005
Ilona Benz-Adler
PHK’in PK 47

wohlverdienten
Ruhestand

31. März 2005
Friedrich Niemann
POK PK 44
Bernd Gericke
PHK WSPK 1
Hans-Günther Nieß
Ang. WSPK 1

17. Dezember 2004
Volker Koser
PHM i. R. (66)
19. Dezember 2004
Günther Kalcher
PHM i. R. (66)
22. Dezember 2004
Rudi Lemke
PHM i.R. (78)
Adolf König
PHM i. R. (85)
26. Dezember 2004
Heinz Bischof
EKHK i. R. (83)
31. Dezember 2004
Bernd Terveen
Ang.Einwohnerzentralamt (60)
11. Januar 2005

Peter Muus
POK i. R. (64)
22. Januar 2005
Torsten Seeland
PDir. Leiter des Stabes
der ZD (48)
29. Januar 2005
Wilfried Ehlers
PHM i. R. (78)
29. Januar 2005
Lieselotte Hets
Witwe (83)
2. Februar 2005
Ilse Stamm
Arbeiterin i. R. (81)
7. Februar 2005
Hermann Krüger
PHM i. R. (87)

Wir werden den Toten ein ehrendes Andenken bewahren.

STERBEFÄLLE LANDESVORSTAND

Nachruf
Nach schwerer Krank-

heit starb Torsten Seeland
Ende Januar an Krebs.Er
war aufgrund seiner ehr-
lichen und direkten Art
hoch angesehen und ge-
schätzt. Die Polizei in
Hamburg hat mit Torsten
Seeland einen bekannten
und engagierten Polizis-
ten verloren. Unser Mit-
gefühl gilt seinen Ange-
hörigen.

Torsten Seeland war
langjähriges Mitglied der
GdP Hamburg.

Der Landesvorstand


